
    

GEMEINDE GROSSWEITZSCHEN 
Beschlussvorlage Sitzung am 25.08.2026 

  
Öffentlichkeitsstatus Beratungsfolge TOP  Vorlage Nr.  

Öffentlich Gemeinderat 4 BV 84/2026 

      
Bezeichnung der Vorlage 

Beratung und Beschluss über den Antrag 05-26 der AfD-Gemeinderatsfraktion 
Großweitzschen,  
Änderung der Hauptsatzung. Die Einführung eines Hauptausschusses (verbundener 
Verwaltungs- und Technischer Ausschuss) soll zur Verbesserung der Gemeindearbeit 
gebildet werden   
Amt      

Hauptamt                             Burkert  

  Unterschrift        Datum Einreicher Unterschrift           Datum 

      
Burkert     
Bürgermeister Unterschrift       Datum   

 

 
Mit Datum vom 09.06.2026 stellte die AfD-Fraktion den Antrag auf Änderung der 
Hauptsatzung. Die Einführung eines Hauptausschusses (verbundener Verwaltungs- und 
Technischer Ausschuss) soll zur Verbesserung der Gemeindearbeit gebildet werden. 

Inhaltlich ähnliche Anträge wurden bereits am 09.09.2024 und am 25.02.2025 gestellt. 
Die Anträge wurden am 19.11.2024 und am 25.03.2025 in den Gemeinderatssitzungen 
beraten und mehrheitlich abgelehnt. 
 

Begründung: siehe Antrag der AfD-Fraktion als Anlage 
 

Stellungnahme des Bürgermeisters zum Antrag: 
 

Seit dem 30.06.2025 ist die Hauptsatzung der Gemeinde rechtskräftig, im Vorfeld  sind 
die Anträge der AfD Fraktion auf Änderung der Hauptsatzung mehrheitlich abgelehnt 
worden.  
Ziel ist es, alle Gemeinderatsmitglieder gleichermaßen in die Beratung und 
Entscheidungsfindung einzubeziehen sowie transparente und effiziente 
Entscheidungsprozesse sicherzustellen. Bei komplexen oder beratungsintensiven 
Angelegenheiten werden stattdessen außerordentliche Gemeinderatssitzungen 
einberufen. Dadurch erhalten alle Gemeinderatsmitglieder gleichzeitig den gleichen 
Informationsstand. Doppelberatungen in Ausschüssen und anschließend im 
Gemeinderat werden vermieden, wodurch Beratungsabläufe vereinfacht und 
Verwaltungsaufwand reduziert werden. 
Zugleich wird die gesetzliche Teilnahmepflicht gemäß § 35 Abs. 4 SächsGemO sowie 
§ 10 der Geschäftsordnung hervorgehoben. 
Eine Nichtteilnahme ist nur bei einem anerkannten wichtigen Entschuldigungsgrund  
(z. B. Krankheit, Urlaub, berufliche Verpflichtungen, die sich nicht verschieben lassen, 
familiäre Notfälle oder sonstige wichtige persönliche Gründe, die eine Teilnahme 
objektiv unzumutbar machen) zulässig. 
Als Bürgermeister lehne ich den Antrag der AfD-Fraktion vom 09.06.2026 auf Änderung 
der Hauptsatzung. Die Einführung eines Hauptausschusses ab, 
ab, da über einen inhaltsgleichen Antrag bereits in der Sitzung des Gemeinderates am 
09.09.2024 und 25.02.2025 entschieden wurde und keine wesentlichen neuen 
Gesichtspunkte vorliegen. 



 
 
 
Beschlussantrag: 
 

Der Gemeinderat beauftragt den Bürgermeister und Gemeindeverwaltung die 
Änderung der Hauptsatzung zur Bildung eines Haupausschusses vorzunehmen. 
 
 
 

Stimmergebnis: 
Anwesend GR:  Stimmberechtigt:  Dafür:  Dagegen:  

        

Bürgermeister  Befangen:  Enthaltung:    

        

 


